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JVA Zwickau Marienthal wird zum Themenschwerpunkt
Hauptpersonalrat befasst sich intensiv mit der Neueröffnung der JVA Zwickau Marienthal

Im Rahmen der Arbeitsgruppe Justiz­
vollzug wird sich der BSBD verstärkt 
mit der Vorbereitung der Eröffnung 
der Justizvollzugsanstalt Zwickau 
Marienthal befassen. Zum Sachver­
halt hatte sich der BSBD Thüringen 
in der letzten Ausgabe des Vollzugs­
dienstes geäußert.

Dieses Thema ist auch für die Bediens­
teten der JVA Zwickau alt und der JVA 
Zeithain von großer Bedeutung. Beide 
Vollzugsanstalten sollen im Zuge der 
Neueröffnung von Zwickau Marienthal 
geschlossen werden, was zwangsläufig 
bedeutet, dass die dort tätigen Bediens­
teten in eine andere Vollzugsanstalt 
versetzt werden. 

Die Aussage, in eine andere Vollzugs­
anstalt ist hier mit Bedacht gewählt 
worden. Nach Aussagen der Personal­
verantwortlichen im Justizministerium 
soll es keine pauschalen Versetzungen 
der Bediensteten der zu schließenden 
Vollzugsanstalten nach Zwickau geben. 
Vielmehr sollen die Bediensteten die 
Möglichkeiten erhalten, ihren neuen 
Dienstort in Einklang mit dem jetzigen 
Lebensmittelpunkt zu bringen. Dieses 
ist vor allen von großem Interesse für 
die dienstälteren Kollegen, die sich im 
Umfeld ihres Arbeitsplatzes fest sozial 
und wohnungsmäßig integriert haben. 
Anscheinend haben die Verantwort­
lichen aus den Fehlern der letzten Jahre 
die richtigen Schlüsse gezogen. 

Bei den Schließungen der JVA Stoll­
berg und JVA Plauen hatten die Be­
diensteten kaum eine Möglichkeit, der 
Versetzung in die JVA Dresden bzw. JSA 
Regis-Breitingen zu entgehen. 

Die Resultate beim Personalübergang 
und die Formen der Reaktion der Be­
diensteten dürften noch hinlänglich 
bekannt sein. 

Ein Weg zur Schaffung sozialverträg­
licher Lösungen ist die in Sachsen ge­
schaffene Versetzungsplattform. Hier 
können Bedienstete ihre Versetzungs­
wünsche anzeigen. Die Daten sind in 
Klartext nur für das Justizministerium 
einsehbar, aber unabhängig davon ano­
nym für andere Bedienstete zum Zwe­
cke des Findens eines Tauschpartners. 

Ich denke, es wird jedem klar sein, 
dass nicht alle Bediensteten der JVA 
Zeithain auf diesem Weg in heimatnä­
here Vollzugsanstalten versetzt werden 
können. 

Für die Bediensteten aus der JVA Zwi­
ckau alt stellt sich dieses Problem eher 
nicht. Zudem gibt es auch Bedienstete 

aus der JSA Regis-Breitingen, die im 
Rahmen der Schließung der JVA Plau­
en dorthin versetzt wurden und in der 
Eröffnung der JVA Zwickau Marienthal 
ihre Chance auf größere Heimatnähe 
sehen. Viele von ihnen nehmen schon 
seit Jahren längere Anfahrtswege in 
Kauf oder haben ein Zimmer in Regis-
Breitingen oder Umgebung angemietet. 

Ein weiterer Punkt, der insbesonde­
re die Kollegen in Zeithain umtreibt, 
sind die verschiedenen Aussagen zum 
teilweisen Weiterbetrieb der Vollzugs­
anstalt. Hier kursieren die verschie­
densten Aussagen, die aber alle nicht 
konkret belegt sind. Ich kenne diese 
Strohalme, an die man sich gerne klam­
mert, aus der Zeit meiner Tätigkeit in 
der JVA Plauen. Letztendlich kam im 

August 2007 das Aus für die Vollzugs­
anstalt, trotz großer Hoffnungen. Hier 
sind die Verantwortlichen der Politik in 
der Pflicht, klare Aussagen zu treffen, 
um den Kollegen Planungs- und Zu­
kunftssicherheit zu geben.

Erheblicher Personalbedarf der  
JVA Zwickau Marienthal
Baumaßnahmen und Investitionen sind 
kein Maßstab, an dem man den Ver­
bleib messen kann. Der BSBD will hier 
keinen Pessimismus verbreiten, aber 
man darf die Tatsachen auch nicht ver­
leugnen. Die JVA Zwickau Marienthal 
wird einen erheblichen Personalbedarf 
haben und sie ist ein Prestigeobjekt, 

das zum Funktionieren verurteilt ist. 
Betrachtet man dazu noch die sinken­
den Gefangenenzahlen, kann sich jeder 
ausmalen, was das für die erforder­
lichen Haftplatzkapazitäten für Konse­
quenzen hat. Jeder Kollege sollte aus 
diesen Tatsachen heraus seine eigenen 
Schlüsse ziehen.

In diesem Beitrag wurde jedoch ein 
wichtiger Faktor der neuen Vollzugsan­
stalt, ohne den sie nicht funktionieren 
kann, noch nicht betrachtet. Konkret 
geht es um die Kollegen aus Thüringen, 
die nach Sachsen versetzt werden sol­
len. Es ist verständlich, dass diese Kol­
legen Nachteile befürchten. 

Betrachtet man die Besoldungsent­
wicklung in Sachsen im Vergleich zu 
Thüringen, steht Sachsen nicht schlecht 

da. Wir haben hierzu die Besoldungs­
tabellen beider Länder verglichen. Es 
wird demzufolge für die zu überneh­
menden Kollegen wohl keine finanzi­
ellen Nachteile geben. 

Zudem wird gegenwärtig die Einfüh­
rung der freien Heilfürsorge geprüft, 
mit guten Chancen. Es kann wohl davon 
ausgegangen werden, dass die Thürin­
ger Kollegen bei einer Versetzung nach 
Zwickau keine Befürchtungen haben 
sollten, in andere sächsische Vollzugs­
anstalten versetzt zu werden.  

Wichtig für die Thüringer Kollegen 
ist natürlich auch die Chancengleich­
heit bei der Besetzung der einzelnen 
Dienstposten. Hierauf wird der BSBD 

Die Abbildung zeigt das Gebäude des offenen Vollzuges und den künftigen Eingangsbereich. 
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ein waches Auge haben, auch unter 
dem Gesichtspunkt, dass die Thüringer 
Kollegen in unserem Verband herzlich 
willkommen sind. 

Gegenwärtig sind verschiedene Kom­
missionen installiert. Diese betreffen 
die Bereiche Vollzug, Haushalt und 
Bau. Für die Kollegen ist die Haushalts­
kommission von Bedeutung, da sie die 
Personalplanung beinhaltet. 

Die Personalplanung stützt sich auf 
drei Grundlagen:
1. �Erfassung der Dienstposten, die  

für den Betrieb erforderlich sind.
2. �Ermittlung des zur Verfügung  

stehenden Personals aus den Voll­
zugsanstalten Zwickau, Hohen­
leuben, Zeithain sowie bekannte 
Versetzungsanträge.

3. �Ermittlung des Personals,  
welches zusätzlich erforderlich  
ist, um den Betrieb aufnehmen  
zu können.

Ausschreibungen zur Besetzung 
von Funktionsposten folgen
Konkrete Vorstellungen zur Besetzung 
von Funktionsposten bestehen wohl 
noch nicht. Der BSBD geht davon aus, 
dass zur erforderlichen Zeit Ausschrei­
bungen durchgeführt werden. 

Wie stellt sich nun der BSBD konkret 
seine Mitwirkung vor. Wir werden die 
begonnene Zusammenarbeit fortsetzen 
und wieder intensivieren. Dieses wird 
Aufgabe der im Herbst auf dem Ver­
bandstag neu zu wählenden Landeslei­
tung sein. 

Wir wollen mit dem BSBD Landes­
verband Thüringen im Allgemeinen 
und den Ortsverband Hohenleuben im 
Besonderen zusammenarbeiten und ein 
hohes Maß an Transparenz schaffen.

Gleichzeitig wird die Arbeitsgrup­
pe Justizvollzug im Hauptpersonalrat 
der sächsischen Justiz in Hintergrund­
gesprächen mit den Verantwortlichen 
in der sächsischen Justiz die aktuellen 
Entwicklungen abfragen und unsere Er­
fahrungen mit einbringen. 

Erste Gespräche hierzu sind bereits 
geführt worden und sollen regelmäßig 
stattfinden. 

Wir streben auch eine Zusammenar­
beit zwischen unserer Arbeitsgruppe 
und Vertretern des Vollzuges im neu zu 
wählenden Hauptpersonalrat in Thü­
ringen an und werden die Problematik 
in unserem Gremium einbringen.

Der BSBD Sachsen wird zu aktuellen 
Entwicklungen im Vollzugsdienst be­
richten und wünscht abschließend den 
Kandidaten für die Wahl des HPR viel 
Erfolg.

Renato Lüpke � ■

Hauptvorstandsitzung des BSBD Sachsen
Treffen in der schönsten Stadt Sachsens

Am 6. Mai 2022 fand die Hauptvorstandssitzung des BSBD Sachsen in Gör­
litz statt. Dazu hatten der Ortsverband Görlitz sowie der Anstaltsleiter, 
Herr Rieger in die Justizvollzugsanstalt eingeladen.

Der Hauptvorstand des BSBD Sachsen mit dem Anstaltsleiter der JVA Görlitz, Herrn Frank Rieger. 
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Nach der Begrüßung durch den 
Landesvorsitzenden René Selle 
richtete der Leiter der JVA Gö­

rlitz, Frank Rieger, freundliche Gruß­
worte an die Runde und berichtete über 
die vorherrschenden Bedingungen in 
der Anstalt.

Reichlich gestärkt mit Kaffee und be­
legten Brötchen, vielen Dank hierfür an 
den Ortsverband Görlitz und die Mitar­
beiter der Anstaltsküche, wurden nun 
die Themen besprochen.

So wurde ein Themenkatalog erstellt, 
um beim nächsten Treffen mit Staatsse­
kretär Herrn Weilandt die dringendsten 
Probleme zu besprechen. Dies findet im 
Juni statt. Über das Gespräch werden 
wir in der nächsten Ausgabe berichten. 
Leider war es dem BSBD Sachsen bis­
her noch nicht möglich, direkt mit der 
Staatsministerin ins Gespräch zu kom­
men. Wir bleiben aber dran.

Scheinbar setzt ein Umdenken in der 
Politik ein, denn es soll noch in die­

sem Jahr der Anwärtersonderzuschlag 
wieder eingeführt werden. Damit soll 
endlich eine jahrelange Forderung des 
BSBD Sachsen umgesetzt. Nur so kön­
nen auch die „Besten der Besten“ für 
die Arbeit im Justizvollzug begeistert 
werden.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist der 
Verbandstag, der diesen November in 
Dresden stattfindet. Dazu wurde viel 
Organisatorisches besprochen.

Hier sei jedes Mitglied, welches sich 
aktiv in der Gewerkschaftsarbeit ein­
bringen möchte, angesprochen, für ei­
nen Sitz in der dann neu zu wählenden 
Landesleitung zu kandidieren!

Mit seiner hohen Organisationsrate 
im Justizvollzug und an den Gerichten 
ist der BSBD Sachsen eine starke Kraft 
im Land und kann sich dadurch immer 
wieder Gehör in der Politik verschaffen 
und für Verbesserungen im Arbeitsall­
tag kämpfen.

Landesleitung BSBD Sachsen� ■

Bekanntmachung der Durchführung des

Verbandstages
des BSBD Landesverband Sachsen

Der Landesverband Sachsen zeigt hiermit gemäß § 14 Absatz 5 der  
Satzung des Landesverbandes Sachsen die Durchführung seines  

Verbandstages am 11. November 2022 im Dorinth Hotel Dresden an.

Die Landesleitung BSBD Sachsen 
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ter, Vorsitzender der SPD-Fraktion im 
Sächsischen Landtag, die zugleich ein 
Teil der aktuellen Regierungskoalition 
aus CDU, Bündnis 90 / Die Grünen 
und SPD ist, den gesamten Öffentli­
chen Dienst und allem voran die Lei­
stung der Beamtenschaft im Freistaat 
Sachsen in Frage zu stellen. Mit seiner 
„bahnbrechenden Lösung“, die bishe­
rigen planmäßigen Einzahlungen in 
Sachsens Generationenfonds auszu­
setzen, verspricht er milliardenschwere 
Investitionen in die Zukunft Sachsens 
und stellt sich als selbsternannter Heils­
verkünder dar. 

Weiß der Fraktionschef der sächsi­
schen SPD überhaupt, dass der Gene­
rationenfonds aus gutem Grund in der 
Sächsischen Verfassung verankert ist? 
Sachsen hat sich bewusst dafür ent­

schieden, die Hürden für einen Rück­
griff auf die angesparten Gelder hoch 
zu hängen. Zu Recht, wie die Aussagen 
von Panter vermuten lassen. 

„Was würde die SPD damit bezahlen? 
… Den Breitbandausbau für ein schnel­
leres Internet und mehr Digitalisie­
rung, bessere Verkehrsverbindungen, 
die für mehr Mobilität für alle sorgen, 
Projekte für eine zügige Klima- und 
Energiewende, Forschung und Anwen­
dung von Zukunftstechnologien und 
nicht zuletzt Investitionen in moderne 
Bildungsstrukturen. Man sollte zudem 
eine stärkere Krankenhausförderung 
prüfen. Und wir müssen damit in Sach­
sen Stadt und Land versöhnen…“ 

Seit 2014 ist die SPD in Sachsen in 
Regierungsverantwortung. Seitdem sind 
die hier genannten Aufgaben und Pro­

Nannette Seidler, Landesvorsitzende des 
SBB, warnt vor Einschnitten im öffentlichen 
Dienst. � Foto: www.sbb.de

Nach Küchentisch-Tour nun Politik vom Stammtisch ?
SBB lehnt die Verschiebung der Versorgungsausgaben auf kommende Generationen ab

Der SBB Beamtenbund und Tarif­
union Sachsen weist den von Dirk 
Panter (SPD) geforderten Stopp der 
Einzahlungen in Sachsens Genera­
tionenfonds zur Deckung künftiger 
Pensionszahlungen an Beamte, um 
den sächsischen Haushalt angeblich 
zu gesunden und aufzustocken, strikt 
zurück.

„Bei knapper Staatskasse reflexartig 
an Einschnitte bei der Beamtenschaft, 
beim öffentlichen Dienst zu denken, 
weckt Erinnerungen an die in der Ver­
gangenheit in Sachsen getroffenen fa­
talen Fehlentscheidungen zur Sonder­
zuwendung und zum Personalabbau.“ 
warnt Nannette Seidler, Landesvorsit­
zende des SBB. 

„Es hat vieler Gespräche, erneuter 
Entscheidungen und einer langen Zeit 
bedurft, um das hier verloren gegan­
gene Vertrauen in die Politik wieder 
aufzubauen. Jetzt offensichtlich erneut 
mit Stammtischparolen punkten zu 
wollen, empfinden die Beschäftigten 
des Freistaates als Affront,“ so Seidler 
weiter.

Der SBB tritt gemeinsam mit seiner 
Dachorganisation, dem dbb beamten­
bund und tarifunion, für eine voraus­
schauende und generationengerechte 
nachhaltige Sicherung der zukünftigen 
Versorgungsausgaben ein. 

Wir verurteilen die geplante vollstän­
dige Verschiebung der Finanzierung 
auf kommende Generationen und for­
dern die Fortsetzung der Parallelität 
von Zukunftsvorsorge und Investition 
im sächsischen Haushalt!

Natürlich ist die Absicherung der 
Pensionen – genau wie die der Renten 
– eine große Herausforderung für den 
Staat bzw. jedes Bundesland. Aber es 
ist auch die Aufgabe des Staates, den 
Menschen, die ihr Leben dem Wohl des 
Staates und der Gesellschaft gewidmet 
haben, eine entsprechende Absiche­
rung des Ruhestandes zu gewährleisten 
und zu garantieren!

Seit vielen Jahren läuft der Freistaat 
Sachsen einer konstruktiven und er­
gebnisorientierten Planung und Um­
setzung der Digitalisierung, einer Re­
formierung der ländlichen Regionen, 
einer wirklichen Bildungslandschaft so­
wie einer ausgewogenen und von allen 
bezahlbaren Umweltpolitik hinterher. 

Mit den jetzt vorgestellten Plänen zur 
Deckung des milliardenschweren De­
fizits im sächsischen Landeshaushalt 
für 2023 / 2024 schaffte es Dirk Pan­

bleme bekannt und es besteht unstrei­
tig Handlungsbedarf. Dafür jedoch 
plötzlich auf Gelder der Staatsdiener 
zurückgreifen zu wollen – welch schein­
heiliges Ansinnen in der Zeit nach Coro­
na und inmitten der Auswirkungen des 
Krieges in der Ukraine.

Mit der im gesamten Bundesgebiet 
als vorbildlich anerkannten Bildung 
von Pensionsrücklagen sorgt der Frei­
staat Sachsen dafür vor, dass unter al­
len auch noch so ungeplanten gesell­
schaftlichen Situationen die Pensionen 
für Sachsens Staatsdiener ohne weitere 
Belastung zukünftiger Generationen 
aus dem Staatshaushalt gezahlt werden 
können. 

Im Vergleich zum umlagefinanzierten 
und durch Milliarden aus dem Staats­
haushalt aufgestockten Rentensystem 
ist diese Vorsorge langfristig durch­
dacht und abrufbereit.

Sicherlich sind die Art und Weise 
der Bildung allgemein und zusätzliche 
gewinnbringende Strategien der Geld­
anlage immer wieder zu überdenken – 
aber nicht in Frage zu stellen!

Nachdem seine Parteigenossin Sabi­
ne Friedel noch bis vor kurzem verge­
bens durch die Bundesländer zog, um 
die Lehrerverbeamtung abzuschaffen, 
nun dieser weitere sozialdemokratische 
Schritt, einen großen Teil der säch­
sischen Staatsdiener als die Verursa­
cher der leeren Staatskassen darzustel­
len. Nachdem die letzte SPD-Bastion 
Berlin nun auch die ersten Lehrkräfte 
verbeamtet, wird auch dieser Vorstoß 
nur erneut Unverständnis und Kopf­
schütteln erzeugen.

Inwiefern Dirk Panter überhaupt 
noch verhandlungs- bzw. wenigstens 
noch gesprächsbereit ist, deutet seine 
fast finale Aussage im Interview mit 
Gunnar Saft an: „Wenn es einen besse­
ren Weg gibt als den, den wir vorschla­
gen, sind wir für alles offen. Wir brau­
chen dann aber konkrete Argumente 
und Fakten. Da kann ich von niemand 
anderem bisher etwas erkennen…“. 

Einer solchen besseren Erkenntnis 
bedarf es aus Sicht des SBB gar nicht, 
da der Generationenfonds ein hervor­
ragendes Instrument zur Absicherung 
künftiger Belastungen für den Staats­
haushalt ist. 

Michael Jung Pressesprecher und  
stv. Landesvorsitzender des SBB
***
Dem vorgenannten schließt  
sich der BSBD Sachsen uneinge-
schränkt an. � ■
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